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EINLEITUNG 

Die Annexion Bosnien-Herzegowinas im Oktober 1908 beschwor eine Reihe von in-
ternationalen Krisen herauf. Die diplomatischen Beziehungen zwischen Österreich 
und Russland bzw. zwischen Österreich und Serbien verschlechterten sich beacht-
lich. Die Habsburgermonarchie löste die Annexionsfrage durch Druck Deutschlands 
gegen Russland und Serbien. Rauscher betrachtet die europäische Krise rund um die 
Annexion im Allgemeinen als eine der Ursachen für den Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs.1 Am Juli 1914 versuchte Wien den Erfolg in der Annexion noch einmal zu ge-
winnen. Sankt Petersburg hatte jedoch keine Absicht, sich nochmals diplomatisch 
Demütigung zu lassen.2

Die bisherige Forschung befasst sich mit dieser Angelegenheit hauptsächlich aus 
internationaler Perspektive. Der gemeinsame Außenminister Österreich-Ungarns 
Alois Lexa Aehrenthal hatte ein zielstrebiges und ehrgeiziges außenpolitisches Ziel 
und versuchte Prestige und Unabhängigkeit der Doppelmonarchie zu stärken.3 Die 
Geschichtsforschung zu diesem Thema beschäftigt sich mit der Verhandlung am Sep-
tember 1908 zwischen Aehrenthal und dem russischen Außenminister Aleksandr 
P. Izwolski.4 Im Allgemeinen betrachtet man die Jungtürkenrevolution vom Juli 1908 
als endgültigen und unmittelbaren Anlass für die Annexion.5 Deshalb ist der Hinweis 
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Skřivans beachtenswert, dass die Annexion keine von der Situation nach Ausbruch 
der Jungtürkenrevolution erzwungene Notlösung gewesen sei.6

 In den bisherigen Studien sind einige Punkten nicht ausreichend geklärt. Das 
gilt z.B. für die Einstellung der Habsburger Minister außer Aehrenthal gegenüber 
der Annexion. In Bezug auf die Durchführung der Annexion befand sich Joseph Red-
lich, der Abgeordneter des österreichischen Reichstags und Rechtsgelehrter war, in 
Übereinstimmung mit Aehrenthal und dem gemeinsamen Finanzminister István Bu-
rián.7 Burián wurde im Jahr 1851 in eine ungarische Adelsfamilie geboren, besuchte 
die Konsularakademie und konnte später eine langjährige diplomatische Karriere 
vorweisen. Er diente in diplomatischen Vertretungen in Bukarest, Beograd, Moskau, 
Sofia und Athen. In diesem Kontext ist es sehr wichtig, dass Burián „auf Grund seiner 
Erfahrungen und breiten Belesenheit die Zusammenhänge zwischen der Großmachtpolitik 
und der Nationalfrage“ begreifen konnte.8 An dieser Stelle möchte ich die Denkschrif-
ten Buriáns anführen. In seiner Denkschriften vertritt er die Notwendigkeit der 
Annexion Bosnien-Herzegowinas durch Kaiser Franz Joseph in Mai 19079 und April 
1908.10 Tatsächlich schrieb Burián in seinem Tagebuch am 5. August 1908: „Aehrenthal 
nahm meine Vorstellung der Annexion vollständig an, wie ich sie in meiner Denkschrift vom 
April 1908 darstellte.“11 Diese Dokumente fanden jedoch in der Forschung nur wenig 
Beachtung.12

Eine weitere Frage ist der nationalistische Einfluss von Serbien auf die Okku-
pationsprovinzen. Die serbische Sehnsucht nach Bosnien-Herzegowina beruhte auf 
dem Erweiterungsplan (Načertanije), der der serbische Innenminister Ilija Garašanin 
entwarf.13 Serbien ist in politischen und wirtschaftlichen Angelegenheiten bis zum 
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Königsmord im Mai 1903 von der Donaumonarchie abhängig. Weil die Außenpolitik 
Serbiens anlässlich des Zollkrieges, dem sogenannten Schweinekrieg zwischen 1906 
und 1911, ihre Unabhängigkeit von und die Feindlichkeit gegenüber der Donaumonar-
chie stark förderte, wurde das serbische Verlangen in Bezug auf die Aneignung Bos-
nien-Herzegowinas für Wien bedenklich. Des Weiteren waren Beograd und Sankt Pe-
tersburg vor allem nach der Niederlage im Russisch-Japanischen Krieg miteinander 
befreundet. Nach der Annexion verlangte Serbien hartnäckig von der Habsburger-
monarchie Kompensation, weshalb sich beide Staaten einer Kriegsgefahr gegenüber 
sahen.14 Suppan weist darauf hin, dass Aehrenthal sein Augenmerk auf die großser-
bische Bewegung lenkte und der Plan der Vereinigung Kroatiens, Dalmatiens und 
Bosnien-Herzegowinas (der sogenannte Trialismus) die Lösung der südslawischen 
Frage bezweckte.15 Aber die betreffenden Studien äussern sich nicht zu Auffassung 
und Reaktion Buriáns gegen den serbischen Nationalismus.

Um diesen Fragen zu antworten, untersucht der vorliegende Aufsatz die Rolle und 
Bedeutung Buriáns im Prozess der Annexion. Die Analyse verläuft wie folgt: zuerst 
werden die staatsrechtliche Stellung Bosnien-Herzegowinas unter der Doppelmon-
archie und die Leitlinie der buriánischen Verwaltungspolitik erläutert. Dann werden 
zwei Denkschriften von Burián verglichen, um seine Skizze der Annexion aufzuzei-
gen. Zum Schluss werden die Diskussionen der gemeinsamen Ministerräte am Vor-
abend der Annexion näher erläutert.

DIE HABSBURGERMONARCHIE UND BOSNIEN-HERZEGOWINA

Die Führungskreise der Habsburgermonarchie interessierten sich ab den Fünfziger-
jahren des 19. Jahrhunderts für den Erwerb Bosnien-Herzegowinas. Kaiser Franz Jo-
seph wünschte die Annexion aus militärischer und religiöser Sicht und wollte sich 
dazu noch dynastisches Ansehen erwerben.16 Rumpler fasste die kaiserliche Rund-
reise nach Dalmatien im April und Mai 1875 als „die entscheidende Wende“ der habs-
burger Ostpolitik auf.17 Der gemeinsame Außenminister Gyula Andrássy sicherte sich 
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während der Orientkrise (1875–1878) und des Berliner Kongresses den westlichen 
Balkanraum als Habsburger Einflusssphäre. An der Sitzung des Berliner Kongresses 
vom 4. Juli 1878 nahmen alle Delegierte die Habsburger Okkupation Bosnien-Herze-
gowinas an. Der Artikel zu Bosnien-Herzegowina war bis zum 9 Juli fertig.18

Andrássy versuchte durch die Erwerbung Bosnien-Herzegowinas das südslawi-
sche Gebiet unter Österreich-Ungarn zu stabilisieren. Er stoß dabei jedoch auf hef-
tigen Widerstand aus den österreichischen und ungarischen Parlamenten.19 Dazu 
lehnte die osmanische Regierung eine Abtretung des eigenen Territoriums ab. Folg-
lich vertraute der Berliner Vertrag (Artikel. 25) der Habsburger Monarchie Okku-
pation und Verwaltung Bosnien-Herzegowinas an, bestimmte aber weder Art noch 
Frist. Darüber hinaus einigte sich die Donaumonarchie heimlich mit dem ottomani-
schen Reich über den provisorischen Charakter der Okkupation.20 Ferner vereinbar-
ten in der Konvention vom 21. April 1879 beiden Staaten, dass „die Occupation Bosniens 
und der Hercegovina die Souveränitätsrechte Seiner kaiserlichen Majestät des Sultans auf 
diese beiden Provinzen nicht beeinträchtigt“.21

Seit der Okkupation im Jahre 1878 war der Status Bosnien-Herzegowinas in der 
Doppelmonarchie sehr problematisch. Diese Provinzen bildeten ein gemeinsames 
Verwaltungsgebiet, waren aber weder Teil Österreichs noch Ungarns. Der vorläufige 
Status wurde im Allgemeinen als „Reichsland“ bezeichnet. Kleinwaechter drückte 
die komplizierte Beziehung zwischen der Monarchie und dem Okkupationsgebiet 
auf folgende Weise aus: „Wenn schon die rechtliche Konstruktion der österreichisch-un-
garischen Monarchie den Staatstheoretikern arges Kopfzerbrechen verursacht, weil das 
Staatengebilde an der Donau sich in kein Fach einfügen lassen will […], so wird dies mit der 
Angliederung der neuerworbenen Provinzen in noch höherem Masse der Fall sein.“22

Die Habsburger Monarchie hatte kein bestimmtes Verwaltungsprinzip über 
neuen Territoriums im Voraus. Hauptmann fragte in Bezug auf den Erwerb der Ok-
kupationsländer danach, „in welcher Form die Monarchie diese Gebiete ohne Beeinträch- 
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tigung ihrer dualistischen Struktur verwalten bzw. integrieren könne“.23 Bis zu dieser Zeit 
war das Gemeinsame Finanzministerium kleine Organisation als wie nur ein „Rech-
nungsamt“.24 Das Ministerium nahm durch die Errichtung des bosnischen Büros an 
Ausdehnung an, das die administrativen Angelegenheiten in Okkupationsländer lei-
tete. Das Gesetz vom 22. Februar 1880 zur provisorischen Verwaltung Bosnien-Her-
zegowinas (im Folgenden „bosnisches Verwaltungsgesetz“), bestimmte die dortige 
Politik als gemeinsame Angelegenheit zwischen Österreich und Ungarn. Es ist nicht 
zu übersehen, dass dessen Artikel 5 die Zustimmungen der österreichischen und 
ungarischen Parlamente bei der Veränderung der Beziehung zwischen Monarchie 
und Bosnien-Herzegowina einforderte.25 Das provinziale Autonomieorgan oder der 
Landtag waren damit ausgeschlossen. Donia bezeichnete das Regime des gemeinsa-
men Finanzministers Benjámin Kállays als österreichischen Neoabsolutismus in den 
Fünfzigerjahren des 19. Jahrhunderts.26 Die zentralistische Politik vergrösserte die 
Unzufriedenheit und führte zu grossem Widerstand der bosnisch-herzegowinischen 
Serben.27

Die Spur der osmanischen Herrschaft in den Okkupationsländern war stufen-
weise verschwunden. Durch verschiedene Maßnahmen zur Eingliederung in das 
gemeinsame Habsburger Zollgebiet im Jahre 1880, durch die Einführung des Wehr-
dienstes im Jahre 1881 und die Abschaffung der Konsulargerichtsbarkeit in den Jah-
ren 1882–1883 verstärkte sich die Einbindung des Reichslandes in das dualistische 
Staatssystem. Dennoch blieb die förmliche Souveränität des osmanischen Reiches 
über Bosnien-Herzegowina erhalten.28 Lenken wir diesbezüglich unsere Aufmerk-
samkeit auf die Regelung der Staatsangehörigkeit der bosnisch-herzegowinischen 
Bevölkerung. Bereits Gammerl wies darauf hin, dass die „eingeborenen Bosniaken“ 
bis 1910 keinen eindeutigen Rechtsstatuts hatten.29 Der Streit über die Souveränität 
schlichtete durch das Protokoll vom 26 Februar 1909 zwischen Wien und Istanbul.30

23	 F. HAUPTMANN, Das Österreichisch-ungarische gemeinsame Finanzministerium zwischen ver-
fassungsrechtichen Tatsachen und politischen Möglichkeiten seit 1878, in: H. WALTER (Hrsg.), 
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garischen Monarchie, Frankfurt am Main 2001, S. 460–462.
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DER HINTERGRUND DER DENKSCHRIFT

Das Zentrum der Doppelmonarchie beriet einige Male über die Annexion Bosni-
en-Herzegowinas. Kaiser Franz Joseph billigte grundsätzlich die definitive Einglie-
derung, obwohl es einige Hindernis gab. Österreich-Ungarn bekam eine geheime Be-
willigung auf die Annexion von Russland im Vertrag des Dreikaiserbundes im Jahre 
1881.31 Weil der große Widerstand in Herzegowina wegen der Unzufriedenheit gegen 
das Okkupationsregime ausbrach,32 beabsichtigte die Habsburger Führungsschicht 
die Situation in Bosnien-Herzegowina zu stabilisieren. Der gemeinsame Minister-
rat besprach am 3. Juni 1882 die Annexion gründlich.33 Kállay und der gemeinsame 
Außenminister Gustav Siegmund Kálnoky legten einen „Entwurf über die definitive 
staatsrechtliche Stellung Bosniens in der österreichisch-ungarischen Monarchie“ vor. Der 
Entwurf sah vor, dass der bestehende Zwischenstand Bosnien-Herzegowinas unter 
dem Dualismus andauere und dass ein neues Ministerium für die bosnisch-herze-
gowinische Verwaltung zu errichten sei.34 Jedoch hatte der Versuch infolge der Dif-
ferenzen unter den Habsburger Minister und des Widerstands des Osmanischen 
Reichs keinen Erfolg.35 

Der Unruhe auf Kreta und Armenien im Osmanischen Reich brachte der Habs-
burger Leitung eine Gelegenheit auf die Annexion wieder vor. Die gemeinsamen Mi-
nisterräte zwischen August 1896 und Januar 1897 diskutierten über das Verfahren 
und den Grundsatz der Annexion. Die Erörterungen am 30. August 1896 führen zur 
Bestätigung des bestehenden Systems, dass die bosnisch-herzegowinische Verwal-
tung eine gemeinsame Angelegenheit der Doppelmonarchie sei und die bisherige 
Organisation der Verwaltung aufrechterhalten werde.36 Dies scheiterte jedoch we-
gen des Widerspruchs des österreichischen Ministerpräsident Kasimir Felix Bade-
nis und des ungarischen Ministerpräsident Dezső Bánffys, und des Vorbehaltes von 
Russland. Bánffy befürchtete eine Störung des Dualismus aufgrund des Zusammen-
schlusses von Bosnien-Herzegowina.

Burián wurde im Jahr 1903 zum gemeinsamen Finanzminister ernannt, als seine 
Vorgänger Kállay starb. Der Wechsel bedeutete eine merkliche Zäsur für das Regime. 
Weil die Politik Buriáns im Allgemeinen liberalistischen und milden Charakters war, 
entwickelten sich verschiedene gesellschaftliche, kulturelle und politische Tätigkei-

31	 Das Separates Protokoll des Vertrags auf Dreikaiserbund bestimmte: L̓Autriche-Hongrie 
se reserve de s a̓nnexer ces deux provinces au moment que̓lle jugera opportun. A. F. PRI-
BRAM (Ed.), The Secret Treaties of Austria-Hungary, 1879–1914, Vol. 1, Cambridge 1920, S. 42.

32	 Siehe: Abtheilung für Kriegsgeschichte d. k. k. Kriegs-Archivs (Hrsg.), Der Aufstand in der 
Hercegovina, Süd-Bosnien und Süd-Dalmatien 1881–1882, Wien 1883.

33	 Gemeinsame Ministerrats-Protokolle, 3. 6. 1882. HHStA, Politisches Archiv (weiter nur 
P. A.) XL, Kt. 293.

34	 „Entwurf über die definitive staatsrechtliche Stellung Bosniens in die österreichisch-ungarischen 
Monarchie“. HHStA, P. A. I, Kt. 459.

35	 Vgl. E. R. RUTKOWSKI, Der Plan für eine Annexion Bosniens und der Herzegowina aus den Jah-
ren 1882 bis 1883, in: Mitteilungen des Oberösterreichischen Landesarchivs, Bd. 5, 1957, 
S. 112–142.

36	 É. SOMOGYI (Hrsg.), Die Protokolle des gemeinsamen Ministerrates der österreichisch-ungari-
schen Monarchie 1896–1907, Budapest 1991, S. 16–23, 37–40.



ryo murakami� 73

ten im Reichsland. Konkret waren dies die Reform der autonomen Verwaltungsor-
ganisation, die Verkleinerung des Spionagesystems, die Erleichterung der Zensur, 
die Anerkennung des Nationalverbandes und die Publizierung des Verwaltungsbe-
richts.37 Außerdem sah Burián das religiöse-nationale Verhältnis in Bosnien-Herze-
gowina unter einem anderen Gesichtspunkt als Kállays. Einerseits nahm Kállay die 
sogenannte „bošnjaštvo“ Linie auf und maß den Mohammedanern große Bedeutung 
zu. Er unterdrückte das serbische oder kroatische Nationalgefühl. Andererseits an-
erkannte Burián den eigenen nationalen Charakter der Serben und Kroaten und hielt 
Serben für wichtig. In der Folge erkannt er die Schul- und Kirchenautonomie der 
Serben früher an als die der Mohammedaner und Kroaten.

Trotzdem waren die älteren und konservativen serbischen Führer mit dem Errin-
gen der Autonomie zufrieden, die jung-serbischen Intellektuellen hingegen waren 
unzufrieden. Sie betrachteten die Autonomie lediglich als ersten Schritt, aber nicht als 
Lösung für die politischen, nationalen und wirtschaftliche Probleme.38 Das Aufheben 
der Präventivzensur aufgrund des Pressgesetzes vom Januar 1907 ermöglichte die Ver-
breitung der großserbischen Ideen in der bosnisch-herzegowinischen Gesellschaft. 
Die nationalistische Idee und der antiösterreichische Grundtenor prägte die serbische 
Zeitungswelt und die serbischen Medien führten eine Kampagne gegen die Habsbur-
ger Herrschaft in Bosnien-Herzegowina.39 Der serbische Ministerpräsident Nikola 
Pašić beherrschte die inländische Presse zwecks nationalistischer Propaganda. Pašić 
lehnte in nationalen Fragen jeden Kompromiss ab und seine Pressepolitik machte ge-
gen die Donaumonarchie.40 Pašić förderte die nationalistische Neigung in den serbi-
schen Schulen. Die Schulbildung in Serbien flößte Bosnien-Herzegowina als serbische 
Territorium und die bosnisch-herzegowinische Bevölkerung als Serben ein.41

Zusammenfassend läßt sich sagen, dass die unruhige Situation in den Okkupati-
onsländern eine Folge der buriánischen Reformpolitik und der serbischen Einflüsse 
war. Ferdinand Schmid, der Leiter des statistischen Amtes der Landesregierung 
von Bosnien-Herzegowina und Professor an die Universität Leipzig war, schrieb ge-
schickt über die damalige Situation: „[Burián] sah sich alsbald genötigt, die von seinem 
Vorgänger [Kállay] allzu straff gespannten Zügel des Regimentes zu lockern. Aber das Rad 
war bereits ins Rollen gekommen und nicht mehr aufzuhalten.“42

37	 Über die Politik Buriáns umfassend: R. OKEY, Taming Balkan Nationalism: The Habsburg ‘Ci-
vilizing Mission’ in Bosnia 1878–1914, Oxford 2007, S. 144–175.

38	 P. VRANKIĆ, Religion und Politik in Bosnien und der Herzegowina (1878–1918), Paderborn 
1998, S. 298. Was die serbische Unbefriedigtheit betreffs, war die ungelöste Agrarverhält-
nis auch bedeutsam.

39	 H. A. GEMEINHARDT, Deutsche und österreichische Pressepolitik während der bosnischen Kri-
se 1908/09, Husum 1980, S. 79–80, 88–89. Siehe auch: T. OLECHOWSKI, Das Pressrecht der 
Habsburgermonarchie, in: Habsburgermonarchie, Bd. 8, 2006, S. 1531–32.

40	 D. GASIC, Die Presse Serbiens 1903–1914 und Österreich-Ungarn, Diss., Wien 1971, S. 134. Pašić 
entnahm die pekuniären Mittel für seine Presspolitik dem Dispositionsfond im Außenmi-
nisterium, der für geheime Zwecke der Regierung zur Verfügung stand. Ebenda, S. 128.

41	 C. JELAVICH, South Slav Nationalisms-Textbooks and Yugoslav Union before 1914, Columbus 
1990, S. 147–155.

42	 F. SCHMID, Bosnien und die Herzegowina unter der Verwaltung Österreich-Ungarns, Leipzig 
1914, S. 54.
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DIE BURIÁNISCHE DENKSCHRIFT I

Burián legte die erste Denkschrift zur Annexion durch Kaiser Franz Joseph im Mai 
1907 vor. Zuerst möchte ich drei Hauptpunkte der Denkschrift hervorheben. Erstens 
richtete Burián seine Aufmerksamkeit auf verschiedene Bedingungen die Herrschaft 
Bosnien-Herzegowinas betreffend. Und zwar wurde die Habsburger Monarchie 
„durch die richtige proportionierte Berücksichtigung der Interessen Oesterreich-Ungarns 
des Okkupationsgebietes sowie der Intentionen des Berliner Mandates im Hinblick auf die 
Großmächte und auf die Türkei“ begrenzt. Der gemeinsame Finanzminister war der 
Meinung, dass man durch die oben ausgeführte Reformpolitik an einem großen Wen-
depunkt in Bosnien-Herzegowina angelangt war.43

Zweitens behandelt sie das Begehren auf Bosnien-Herzegowina in Kroatien, Dal-
matien und in Serbien, genauer gesagt, die Verschärfung der südslawischen Frage 
seit der Jahrhundertwende. Burián urteilte, dass der Herd der nationalen Bewegung 
in Kroatien und Dalmatien auf kroatischen historischen Staatsrecht liegt. Nach der 
Denkschrift erörtern „weite Kreise in Kroatien und Dalmatien die Anwartschaft des dreei-
nigen (sic!) Königreiches auf Bosnien-Hercegovina und schmieden an den alten Banden, die 
unsere kroatischen Länder mit den okkupierten Provinzen, insbesondere mit den dortigen 
Katholiken verknüpfen.“44

Aber Burián taxierte den serbischen Anspruch als ganz gefährlich. „Das benach-
barte Königreich kämpft, als gälte es eine letzte Chance für den Erwerb Bosniens zu verfol-
gen, einen verzweifelten Kampf, in welchem es bis hart an die Grenzen des im internatio-
nalen Verkehre Zulässigen geht.“ Die serbische Regierung war für die Aufhebung des 
Okkupationsmandates der Habsburger Monarchie an die europäischen Regierungen 
herangetreten. Gleichzeitig strebte Serbien nach dem „Nähren des Hasses gegen die 
Fremdenherrschaft“ durch Propaganda. Burián rechtfertigte die Annexion so: „Ser-
bien’s Verhalten könnte solcherart tatsächlich zwingend dazu beitragen eine Beschleunigung 
der Entwicklungen im Okkupationsgebiet herbeizuführen.“ Dabei konnte die Habsburger 
Regierung nicht effektiv gegen hochverräterische Manöver vorgehen, weil gemäß 
dem damaligen staatsrechtlichen Statut Bosnien-Herzegowina ein herrenloses Gut 
war.45

Burián entdeckte hinter dem multinationalischen Verhältnis ein Zusammen-
schluss von Serben und Mohammedanern. Er war über das serbische Bestreben 
besorgt, Mohammedaner mit der Autonomie unter osmanischem Hoheitsrecht für 
Serben zu gewinnen. Weil das streng zentralistische Regime im Okkupationsgebiet, 
das von Kállay gegründet, nicht mehr behalten, musste die Landesautonomie zur 
Verhinderung serbischer Propaganda und zur Sicherung der Unterstützer der Habs-
burger Regierung ausgedehnt werden. „Der Mehrzahl der Bevölkerung von Bosnien-Her-
cegovina steht der Aussicht einer Einverleibung in die Monarchie noch nicht sympathisch 
gegenüber […] da es doch wesentlich ist, dass wir dereinst an den Bosniern und Hercegovcen 
willige Mitbürger gewinnen, so ist es notwendig solche Tatsachen zu schaffen, welche ge-
eignet sind es im Lande selbst gemeinverständlich zu machen, dass Bosnien-Herzegowina 

43	 Denkschrift I.
44	 Ebenda.
45	 Ebenda.
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durch die Verbindung mit der Monarchie der Freiheit, dem Wohlstand, einer nationalen 
Entwicklung und, unbeschadet der allgemeinen Interessen, dem Selbstbestimmungsrechte 
in seinen eigenen Angelegenheiten entgegengeht.“ Da eine stufenweise Entwicklung der 
provinzialen Selbstverwaltung notwendig war, riet Burián, den Zusammenhang der 
Annexion und der politischen Autonomie zu berücksichtigen.46

Drittens geht sie auf die zukünftig staatsrechtliche Lage Bosnien-Herzegowinas 
nach der Annexion ein. Burián kritisierte die Passivität der führenden Minister be-
züglich der Entscheidung der Angelegenheit und die bestehende Lage als Reichs-
land. Er schlug Franz Joseph eine definitive Lösung vor, die in Zusammenhang mit 
der Umgestaltung der südslawischen Provinzen unter der Habsburger Monarchie 
stand. „Vor diesem Gesichtspunkte liesse sich wohl in der faktischen Wiederherstellung des 
dreieinigen Königreiches als pars adnexa der heiligen Stefanskrone der richtige Kern einer 
Lösung der südslawischen Frage erkennen, auf welche nicht allein die natürliche Entwick-
lung der Verhältnisse hinweist, sondern welche vielleicht auch geeignet sein würde, unter 
Wahrung des dualistischen Charakters der Monarchie, das Gleichgewicht zwischen beiden 
die volle Parität anstrebenden Staaten derselben auf eine noch bessere Grundlage zu stel-
len, als bisherige war.“47 Der gemeinsame Finanzminister rechtfertigte sein Konzept 
mit der Existenz des historischen und staatsrechtlichen Verbandes, mit dem Aus-
gleichung der Bevölkerungsziffern der beiden Reichshälften, mit der Bildung eines 
festen Bollwerks an der Südgrenze und eines gewaltigen Stützpunktes der Habsbur-
ger Balkaninteressen.48

Ich lenke mein Augenmerk auf die strenge Ablehnung des Trialismus durch Bu-
rián. Dieser entdeckte eine Art von Trialismus unter der südslawischen Völker der 
Monarchie. Weil das Konzept eine Schwächung des Gefüges des Dualismus zur Folge 
hätte, kritisierte er es als „Grundfehler“. In dieser Beziehung war Burián ein typisch 
ungarischer Politiker, der im Allgemeinen auf die Sonderstellung des Dualismus be-
harrte. Selbstverständlich verstand Burián, dass die Annexion zu einigen Schwierig-
keiten in Bezug auf die staatsrechtliche Struktur führen könnte. Wir können aus der 
Denkschrift eine Angst gegen das fristlose und unbeschränkte Wesen des Okkupati-
onsmandats und eine Beunruhigung wegen der Meinungsverschiedenheiten unter 
den maßgeblichen Habsburger Politikern erkennen.49

Die Denkschrift kann so zusammengefasst werden, dass Burián den Status der 
Okkupation wegen Furcht vor serbischen Umtrieben und der Einfluss der Serben in 
Bosnien-Herzegowinas zu abschaffen wollte. Der Kernpunkt der buriánischen An-
sicht war eine Verbindung von schrittweiser Autonomieerweiterung und Annexion 
sowie die Wiederherstellung des dreieinigen Königreichs unter Ungarn. Von Buriáns 
Gesichtspunkt aus betrachtet, vergrösserte sich die Bedrohnung der Habsburger In-
nenpolitik und Außenpolitik durch die Serben. Deshalb versuchte der gemeinsame 
Finanzminister Prozess den Annexion so gut wie möglich beschleunigen.

Hier weise ich darauf hin, dass das buriánische Konzept eine Ähnlichkeit mit 
dem aehrenthalischen Trialismus hatte. Am April 1907 erläuterte Burián Aehrenthal 

46	 Denkschrift I.
47	 Ebenda.
48	 Ebenda.
49	 Ebenda.
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die Wirksamkeit der Territorialumgruppierung als Heilmethode der südslawischen 
Frage auf folgende Weise, „in allen Ländern, wo Kroaten und Serben zusammenwohnen, 
also Kroatien, Slavonien, Dalmatien, Bosnien und Hercegovina ein gutes Einvernehmen 
zwischen beiden Völkerfraktionen hergestellt werde, in welcher Richtung gegen früher auch 
schon Fortschritte sich durchringen“.50 In diesem Konzept sah er Karlowitz als das re-
ligiöse Zentrum für die Orthodoxen jener Provinzen voraus. Einerseits hatte Aeh-
renthal die Absicht, den südslawischen Raum zu gleichberechtigt dritten Teil unter 
Monarchie zu erheben würde. Anderseits beabsichtigte Burián denselben Raum dem 
Königreich Ungarn unterzuordnen. Wie Diószegi zeichnete auf, war die Programme 
von der historischer Auffassung in Kroaten nicht nur „die kroatische Sonderstellung 
innerhalb Ungarn, sondern auch eine gleichrangige Position mit Ungarn innerhalb 
der Monarchie“.51 Dazu war auch die gegensätzliche Einstellung zu Bosnien-Herze-
gowina einen Zankapfel zwischen Serben und Kroaten.52 Der gemeinsame Finanz-
minister beurteilte die kroatische Einigungsbestrebung weniger gefährlich als die 
serbische Aspiration.53

Der Ursprung des buriánischen Plans bleibt im Dunkeln. Es ist jedoch nicht aus-
geschlossen, dass die Forschung über die Beziehung zwischen Ungarn und Bosnien 
im Mittelalter von Thallóczy, der Sektionschef des Gemeinsamen Finanzministeri-
ums und Fachmann der Geschichte Balkans war, Burián beeinflusste.54 Zum Beispiel 
sagte Thallóczy einst, dass „die Geschichte Bosniens im Zeitalter der ungarischen Anjous 
(1308–1382) eng mit der Geschichte Ungarns zusammenhängt“.55 Leslie schrieb, dass Bu-
rián in einem freundschaftlichen Verhältnis zu Thallóczy stand und „paternalistic li-
beralism towards the underdeveloped Balkan nationalities“ und „preparedness to sacrifice 
rather narrowly conceived Hungarian interests in the interests of the broader perspectives 
of the Gesamtstaat“ ihnen gemein war.56

50	 Schreiben des k. und k. gemeinsamen Finanzministers, am 22, April 1907. HHStA, 
P. A. XIX, Kt. 75. IX-1. 

51	 I. DIÓSZEGI, Die Südslawische Frage und das Problem der Reformierbarkeit der Habsburger-Mo-
narchie, in: H. RUMPLER (Hrsg.), Kärntens Volksabstimmung 1920: wissenschaftliche Kontro-
versen und historisch-politische Diskussionen anläßlich des internationalen Symposions Klagen-
furt 1980, Klagenfurt 1981, S. 32.

52	 S. MATKOVIĆ, Croatian Views on the Annexation Crisis, in: C. HOREL (dir.), 1908, lʼannexion 
de la Bosnie-Herzégovine, cent ans après, Bruxelles 2011, S. 202.

53	 In Bezug auf die kroatische Tendenz zum Trialismus schrieb Josip Frank, der ein kroati-
scher Politiker war und die Reine Rechtspartei gründet hatte: „Bosnien und die Herzegowi-
na müssten je rascher mit den anderen kroatischen Länder zu einem staatlichen Ganzen vereinigt 
werden. Das wäre ein fester Stützpunkt für die Aktionsfähigkeit auf dem Balkan.“ J. FRANK, Die 
bosnische Frage, S. 12. HHStA, Pressleitung, Kt. 107, ad 496/5-1908. Rumpler zeichnete 
darauf, dass Frank „im Kreis um Erzherzog Franz Ferdinand ein Vertreter der Idee des Trialis-
mus.“ RUMPLER, Eine Chance für Mitteleuropa, S. 522.

54	 D. LOVRENOVIC, Ungarisch-bosnische Beziehungen und die Religionsgeschichte des mittelalter-
lichen Bosnien im Werk Lajos Thallóczys, in: D. JUZBAŠIĆ –I. R ESS (Hrsg.), Lajos Thallóczy, der 
Historiker und Politiker, Sarajevo 2010, S. 31–43.

55	 L. THALLÓCZY, Österreich-Ungarn und die Balkanländer. Historisch-politische Vorlesungen, ge-
halten im Sommersemester 1900 an der k.u.k. Consular-Akademie in Wien, Budapest 1901, S. 31.

56	 LESLIE, S. 326.
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Es ist zumal charakteristisch, dass das Amt des gemeinsamen Finanzministers 
für lange Zeit eine ungarische „Domäne“ war. Zwischen 1880 und 1912 war der ge-
meinsame Finanzminister (Szlávy, Kalláy, Burián) immer Ungar.57 Der ungarische 
Einfluss auf die bosnisch-herzegowinische Wirtschafts- und Verwaltungspolitik war 
bedeutend. Hauptmann notierte dazu, dass die Ministerverteilung auf eine Parität 
zwischen Österreich und Ungarn und eine Schwächung der ungarischen Trennungs-
tendenz bezweckte.58

BESPRECHUNG IM CABINETT DER MINISTER AM 1. DEZEMBER 1907

Im Folgenden betrachten wir die Auswirkungen der buriánischen Denkschrift auf 
führende Politiker der Doppelmonarchie. Laut des buriánischen Tagebuches blieben 
Franz Joseph und Aehrenthal passiv.59 Die Denkschrift wird zwar „ad acta gelegt“, 
aber der buriánische Plan einige Einwirkung auf Annexion hatte: „Daß der Vortrag 
trotzdem nicht den nagenden Mäusen zum Opfer fiel, ist dem Zusammenspiel glücklicher 
Umstände zu verdanken. Seit Königgrätz verband der Herrscher seine Wunschträume von 
der Vergrößerung des Reiches mit Bosnien. Das fügte sich auch in die großzügigen Reform-
pläne des gemeinsamen Außenminister.“60

Die Annexion wurde im Kabinett der Minister am 1. Dezember 1907 besprochen.61 
Am Anfang sprach Burián von der gegenwärtigen Lage des Reichslandes. Nach dem 
gemeinsamen Finanzminister entstand „die heutige, einer neuen Orientierung bedür-
fende politische Situation der Okkupationsländer aus der falschen politischen Richtung“. Bu-
rián verneinte die Politik Kállays ausdrücklich. Weil die führenden Mohammedaner 
keine modernen und fortschrittlichen Ideen vertraten und die Kroaten relativ in der 
Minderzahl waren, hielt Burián beide Elemente als zu schwache Unterstützung der 
Okkupationsmacht. Er dachte, dass die Regierung bessere Beziehungen zu „den lange 
vernachlässigten und nur mit Misstrauen beobachteten Serben“62 anzuknüpfen sollte. Der 
gemeinsame Finanzminister hielt die serbische Versammlung in Sarajevo am Novem-
ber 1907 für die deutlichste Manifestation der politischen Autonomie.63 Natürlich gab 

57	 É. SOMOGYI, Der gemeinsame Ministerrat der österreichisch-ungarischen Monarchie 
1867–1906, Wien 1996, S. 137. Nach Somogyi waren die Gemeinsamen Finanzminister vor-
her Finanzminister in Österreich oder Ungarn, oder hochrangiere Amtsträger des Außen-
ministeriums.

58	 F. HAUPTMANN, Djelokrug Austrougarskog Zajedničkog Ministarstva Financija, in: Glasnik 
Arhivâ i Društva arhiviskih Radnika Bosne i Hercegovine, sv. 3, 1963, S. 13–22.

59	 BURIÁN, naplói, 1907–1922, S. 8. Burián schickte am 14 Mai 1907 seine Denkschrift I zu Ae-
hrenthal. GALÁNTAI, Weltkrieg, S. 390.

60	 DIÓSZEGI, Außenminister Stephan Graf Burián, S. 166.
61	 Aufzeichnung über eine Besprechung der gemeinsamen Minister, die am 1. Dezember 

1907 bei dem Herrn Minister des Äußern Freiherrn von Aehrenthal über die gegenwär-
tige Situation in Bosnien und der Hercegowina stattfand. HHStA, P.A.I, Kt. 636. Cabinett 
der Minister (weiter nur CdM), VIII / C-7.

62	 Ebenda, S. 6.
63	 Ebenda, S. 7. Vgl. S. M. DŽAJA, Bosnien-Herzegowina in der österreichisch-ungarischen Epoche 

(1878–1918), München 1994, S. 220.
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es einige Angst gegen Serben. Der Reichskriegsminister Franz Schönaich nahm Rück-
sicht auf die grossserbischen Einwirkungen, deshalb sprach er von der Vorsichtsmaß-
nahme gegen „lokale Putschversuche“.64

Burián sah zwar in den Okkupationsländern keine Gefahr einer revolutionären 
Bewegung in Serben, aber ein Antrieb zur politischen Autonomie. Er konzipierte be-
züglich der Autonomie: „Mit der erfolgten Schaffung der Gemeinde-Autonomie war der 
erste Schritt auf diesem neuen Wege geschehen. Die nächste Etappe würde dann die Ein-
richtung von Bezirksvertretungen bilden. Diesen würde man Zeit lassen müssen, sich ein-
zuleben und die weitere Entwicklung bis zur Schaffung einer Kreis- und schließlich eines 
Landes-Vertretung zwar vorbereiten, aber in absehbarer Zeit nicht verwirklichen.“65 Der 
gemeinsame Finanzminister betonte in Bezug auf die bosnische Autonomie, „daß er 
bei der weiteren Ausgestaltung der bosnischen Institutionen sein Hauptaugenmerk darauf 
richten werde, daß weder der inneren Politik der beiden Staaten der Monarchie noch den Er-
fordernissen unserer auswärtigen Politik präjudiziert werde“.66 Die anwesenden Minister 
stimmten der pro-serbischen Politik und dem Autonomieplan Buriáns zu.

In dieser Beziehung betonte der gemeinsame Außenminister den engen Zusam-
menhang zwischen der Einberufung des bosnisch-herzegovinischen Landtags und 
der Annexion des Okkupationsgebietes. Aehrenthal „müsse nämlich unter allen Um-
ständen vermeiden, daß die Frage der Annexion etwa auf dem Landtage selbst diskutiert 
werde. Anzustreben sei vielmehr, daß der nach erfolgter Annexion zusammentretende Land-
tag diese gutheiße und gewissermaßen durch ein feierliches Votum sanktioniere“.67

Außerdem unterschätzte Aehrenthal das Übereinkommen mit der türkischen 
Regierung über den provisorischen Charakter der Okkupation. Der gemeinsame Au-
ßenminister beabsichtige gegen den Einspruch des osmanischen Reich mit folgen-
der Behauptung zu widerstehen, dass „durch die Annexion der okkupierten Provinzen 
eine neue Rechtslage geschaffen worden sei“. Die anwesenden Minister urteilten, dass 
die Souveränität des Sultans in Bosnien-Herzegowina ungültig und die Souveränität 
Franz Josephs in diesen Ländern voll gültig war. Alle Minister stimmten zu, dass „die 
Annexion Bosniens und der Herzegowina dann zu erfolgen haben würde, wenn die Verhält-
nisse sie erheischten oder zum mindesten gestatten“.68

Dabei betonte der ungarische Ministerpräsident Sándor Wekerle, dass „die sei-
nerzeitige Annexion des okkupierten Gebietes keinesfalls eine Änderung in staatsrechtlichen 
Struktur der Monarchie zur Folge haben dürfe“.69 Der österreichische Ministerpräsident 
Max Wladimir Beck stimmte ihm vollständig zu. Wekerle sorgte sich auch um „die 
besondere Gefährlichkeit der sogenannten ‘Fiummer Resolution’ und auf die Bestrebungen 
des Südslawentums, mit Hilfe von Dalmatien im Süden der Monarchie einen kompakten 
slawischer Bloc zusammenzufügen“. Dagegen zitierte Aehrenthal den Beschluss des ge-
meinsamen Ministerrates vom 30. August 1896. Der bestimmte, dass „nach erfolgter 
Annexion die okkupierten Provinzen als ein gemeinsames Gebiet des beiden Reichshälften, 

64	 HHStA, P.A.I, Kt. 636. CdM, VIII / C-7, S. 14–16.
65	 Ebenda, S. 10–11.
66	 Ebenda, S. 11.
67	 Ebenda, S. 13–14.
68	 Ebenda, S. 25.
69	 Ebenda, S. 26.
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also gewissermaßen als corpus separatum, auch gemeinsam zu verwalten sein würden“.70 
Zu diesem Zeitpunkt gab der gemeinsame Außenminister den Trialismusplan auf.

Um es kurz zu sagen, war die Rücksicht auf Beeinflussung der Annexion gegen 
den Dualismus belangreich. In der Führungsschicht Österreich-Ungarns wurde all-
mählich der Weg zur Annexion geebnet. Aehrenthal handelte jedoch in Bezug auf 
die Durchführung der Annexion umsichtig. Das heißt, Burián musste eine weitere 
Maßnahme ergreifen.

DIE BURIÁNISCHE DENKSCHRIFT II

Burián legte im April 1908 seine zweite Denkschrift dem Kaiser Franz Joseph vor. De-
ren Hauptabsicht war im Großen und Ganzen zwar identisch mit der ersten Denk-
schrift, aber aufrichtiger. Burián hat in der zweiten Denkschrift außenpolitische Er-
wägungen, die inneren Verhältnisse und die Haltung Serbiens als Notwendigkeit 
einer Annexion aufgezählt. Für ihn könnten diese Faktoren bald aktuell werden. Der 
gemeinsame Finanzminister hegte eine große Angst wegen der Verbreitung feindli-
cher Strömungen aus Serbien.

Es ging dabei um den unklaren Rechtsstand Bosnien-Herzegowinas unter der 
Okkupation. Burián dachte, dass die Annexion für ein Entgegentreten gegen die ser-
bische Agitation unerlässlich sei. Er betrachtete die gegenwärtige Zeit als „die Schick-
salswende für Bosnien-Hercegovina„ und da „muss die Monarchie die erste sein, […] um 
ihre grosse politische Aufgabe im Okkupationsgebiet kraftvoll durchzuführen, und den jetzt 
fast angriffssicheren Intriguen unserer Rivalen den Boden zu entziehen“.71 Burián erwähnte 
sodann Probleme wegen des staatsrechtlichen Verhältnisses. Er verzichtete auf die 
Vereinigung Kroatiens, Dalmatiens und Bosnien-Herzegowinas, denn der österrei-
chische und der ungarische Ministerpräsident leisteten an einer Besprechung im 
Jahr zuvor Widerstand gegen die Umorganisierung der südslawischen Provinzen. Vor 
allem kann man in der Denkschrift II die ungarische Abneigung gegen das Schaffen 
von neuen „gemeinsamen Angelegenheiten“72 entdecken. Nach Burián war die erste 
Voraussetzung für eine Annexion die Sanktion durch Franz Joseph und die Genehmi-
gungen der österreichischen und ungarischen Regierungen. Deshalb brachte Burián 
einen Antrag ein, dass das „Okkupationsgebiet als ein abgesonderter, unter der obersten 
Leitung der gemeinsamen Regierung stehender Verwaltungskörper der Monarchie einver-
leibt werde“.73

Burián erörterte weiterhin die Frage des internationalen Milieus hinsichtlich der 
Annexion. Er erwähnte zwar die Wichtigkeit des Einverständnisses mit Russland, 
dachte aber, dass die Haltung des osmanischen Reichs und der Serben bedeutender 
sei. Burián halte von der inneren Verhältnisse des osmanischen Reiches auf folgende 
Weise, dass „die bosnisch-hercegovinische Frage für uns definitiv gelöst werde, bevor die 

70	 Ebenda, S. 28.
71	 Denkschrift II, S. 2.
72	 Ebenda, S. 12.
73	 Ebenda, S. 3.
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mazedonische Verwicklung in eine neue Phase tritt“.74 Was die Serben betrifft, meinte 
er, dass den Staat „die Verwandlung der Okkupation in eine Annexion am direktesten und 
schwersten treffen wird“.75 Es liegt klar auf der Hand, dass der Hauptfaktor der Anne-
xion für Burián die serbische Gefahr war.

Burián berücksichtigte gleichzeitig die Abneigung gegen die Habsburger Mon-
archie in Bosnien-Herzegowina. Er stellte der dortige Wunsch nach der politischen 
Entwicklung und Tätigkeit dar. Die Unzufriedenheit in den Okkupationsländern 
verstärkte sich „mit dem Zwitterstande der geteilten Oberhoheit, mit dem Zwiespalte in 
den Empfindungen und im Verantwortlichkeitsbewusstsein der Bevölkerung“76 wegen des 
provisorischen Status. Er legte große Wert darauf, dass „die Einverleibung in einer 
Weise vorgenommen werde, welche in den Empfindungen der Einwohner den Rückschlag 
der Veränderung zu lindern, ihnen ein Gefühl der Sicherheit und das sofortige Bewusstsein 
zu vermitteln geeignet sei, dass sie als vollwertige, gleichberechtigte Bürger eines grossen 
Staatswesens, und unter vollständiger Wahrung ihrer nationalen Eigenart und territorialen 
Integrität in den Rahmen der Monarchie eingefügt werden“.77 Burián fügte Vorhaben der 
Wiederherstellung des altbosnischen Titels eines Königreichs hinzu. Ihm erscheint 
eine solche Möglichkeit vorteilhaft für Österreich-Ungarn, mit dem bosnischen Son-
derpatriotismus Mohammedaner und Serben zu gewinnen.78

Der gemeinsame Finanzminister wies sodann auf die folgende Hauptaufgabe 
nach der Annexion hin. Sie betrifft „die Art der Partizipation Bosnien-Hercegovina’s an 
den mit der Monarchie und in der Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten: die Fixierung 
der finanziellen Beitragsleistung für die Letzteren und die Regelung des staatsbürgerlichen 
Verhältnisses der Angehörigen der neuen Provinzen“.79 Was die zukünftige bosnisch-her-
zegowinische Verwaltung betrifft, führte er als Vorbild „die Einrichtungen in El-
sass-Lothringen und in Finnland“80 an. Über die Autonomie dachte Burián im Rah-
men einer rein inneren Verwaltung, was im Interesse der gesamten Monarchie war. 
Er notierte, „Heerwesen, Finanzen, Eisenbahnen, Bergwerke und Staatsforste sowie 
die oberste Zentralleitung“ sollen der Lokalautonomie entzogen bleiben.81

Die buriánische Denkschrift II hob die Notwendigkeit über freiwilligen Ent-
schluss auf Annexion und über praktischen Entwurf der Provinzverwaltung her-
vor. Die Denkschrift II zeigte die Furcht Buriáns vor Unruhen im Reichsland. Der 
gemeinsame Finanzminister beschrieb die Unvermeidlichkeit einer definitiven 
Einverleibung für den fortdauernden Besitz und für die weitere politische Ent-
wicklung dieser Provinzen in folgender Weise: „Die Okkupation war als Zwischen-
stufe unserer Besitznahme für notwendig erkannt worden. Sie hat Alles geleistet, was sie 

74	 Ebenda, S. 10.
75	 Ebenda, S. 15.
76	 Ebenda, S. 20.
77	 Ebenda, S. 15–16.
78	 Ebenda, S. 16.
79	 Denkschrift II, S. 13.
80	 Redslob merkte an, Finnland keinen Rechtsanspruch gegen den Herrscherstaat hat, so 

wenig wie Elsass-Lothringen oder Bosnien-Herzegowina. R. REDSLOB, Abhängige Länder. 
Eine Analyse des Begriffs von der ursprünglichen Herrschergewalt, Leipzig 1914, S. 286.

81	 Ebenda, S. 16.
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leisten kann. Die Früchte ihrer eigenen Arbeit fangen jetzt an, ihr Räderwerk zu hemmen. 
Die Monarchie war in Bosnien-Hercegovina stets auf der Höhe ihrer Aufgabe. Sie wird es 
auch in Hinkunft bleiben, indem sie den richtigen Augenblick selbständig erfasst, um die 
Okkupation in eine organische Angliederung der zwei Provinzen an Oesterreich-Ungarn 
umzuwandeln.“82

BEMERKUNGEN AEHRENTHALS ZUR DENKSCHRIFT II

Nach der Denkwürdigkeit Buriáns „fand beim Monarchen volles Verständnis und prin-
zipielle Zustimmung, begegnete aber beim Miniser des Äußern, dem ich [Burián] das Me-
morandum gleichzeitig zukommen ließ, zunächst einer ablehnenden Aufnahme“.83 Burián 
empfangen zwar kein Gegenmemorandum Aehrenthals, aber der Außenminister 
fasste eine Bemerkung ab.

Aehrenthal stimmte der Angemessenheit einer Annexion und dem staatsrechtli-
chen Stand nach der Annexion zu. Nichtsdestoweniger lehnte er aufgrund der außen-
politischen Situation eine sofortige Annexion ab. Er wies hierin auf drei Momente 
hin, und zwar auf den „Widerstand der Mächte, die Rechtslage des Berliner Vertrages 
und unsere eigene militärische Vorbereitung“.84 Der Außenminister widersetzte sich 
der Verletzung des Berliner Vertrags, denn die Habsburger Monarchie war „eine der 
Signatar-Mächte des Vertrages“ und verloren deren auswärtigen Vertrauen würde. 
Außerdem wären die Folgen der plötzlichen Annexion sehr schwierig und umfang-
reich. Was Russland betrifft, berührte Aehrenthal die Ungültigkeit der Entente im 
Jahre 189785 und die Gefahr der Aufrollung der Meerengen-Frage. Fernerhin sah 
er voraus, „Bulgarien sich unabhängig erklären, Kreta sich mit Griechenland vereinigen 
und Italien versuchen, jenseits der Adria Kompensationen zu erlangen“.86 Aehrenthal sah 
die Habsburger Militärmacht als ungenügend vorbereitet für eine möglicherweise 
schwierige Situation nach der Annexion. Wie aus den angeführten Bemerkungen 
hervorgeht, hatte Aehrenthal die Absicht, dass „wir sie [Annexion] erst durchführen 
können, wenn sie sich aus anderen, ohne unser Zutun erfolgten Veränderungen des status 
quo auf der Balkan-Halbinsel gewissermaßen von selbst ergibt“.87

Aehrenthal erblickte zugleich Anzeichen von Veränderungen. Die Beziehung 
zwischen Österreich-Ungarn und Russland wurde ruhiger bis zum Ende des Rus-
sisch-Japanische Kriegs. Die Donaumonarchie wirkte auch eng mit Russland an den 
Reformen in Makedonien mit. Sutter betrachtete „die Mürzsteger Punktationen vom 

82	 Ebenda, S. 20.
83	 S. BURIÁN, Drei Jahre aus der Zeit meiner Amtsführung im Kriege, Berlin 1923, S. 222.
84	 Bemerkungen zur II. Denkschrift des k.u.k. gemeinsamen Finanzministers Freiherrn von Burián 

über Bosnien und Herzegowina. (weiter nur Bemerkungen) HHStA, Kabinett Kanzlei, Korre-
spondenzakten, 714 / 1908.

85	 Canis bemerkt, die Entente für den damaligen Gemeinsamen Aussenminister Gołuchow-
ski „unbestreitbar ein Erfolg“ war. K. CANIS, Die bedrängte Großmacht: Österreich-Ungarn 
und das europäische Mächtesystem 1866/67–1914, Paderborn 2016, S. 276.

86	 Bemerkungen.
87	 Bemerkungen. 
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2. Oktober 1903“ als „einen Höhepunkt der Zusammenarbeit“.88 Das diplomatische 
Verhältnis beider Staaten hat sich anlässlich der Erklärung des Sandschakbahnpro-
jekts im Januar 1908 verschlechtert.89 Im Gegenteil schlossen Russland und England 
die Entente im Jahren 1907 über den Einfluss in Persien und Afghanistan und Tibet. 
Der gemeinsame Außenminister sah voraus, dass Russland sich zum Zweck von der 
Makedonischen Reform nach England nähern dürfte. „Bleibt es bei dieser politischen 
Kombination, so dürften die Ereignisse am Balkan sich ohnedies in einem beschleunigteren 
Tempo abspielen“.90 Am Ende erkannte Aehrenthal wieder die Unerlässlichkeit der An-
nexion an, betont jedoch, dass es „nicht angeht, sie isoliert von anderen den status quo 
modifizierenden Ereignissen durchzuführen, daß solche Ereignisse aber aller Voraussicht 
nach in nicht zu ferner Zukunft eintreten werden“.91 Das heißt, Aehrenthal nahm eine 
passive Stellung ein gegenüber endgültigen Maßnahmen.

Hierbei sollten wir unseren Blick auf Aehrenthals Bedenken gegen die serbische 
Propaganda richten. Er äusserte sich dazu auf der Sitzung des gemeinsamen Minis-
terrats vom 30. April 1908 dahingehend, dass „zwar der Status quo aufrecht zu erhalten 
sei, daß wir aber dabei unsere Interessen nicht vergessen dürfen“.92 Gleichzeitig hob der ge-
meinsame Außenminister die Bedeutung der grossserbischen Bewegung in Kroatien, 
Bosnien-Herzegowina und Ungarn hervor. Aehrenthal hegte ein tiefes Misstrauen 
gegen die Serben, „weil sie [Serben] naturgemäß ihre Fäden nach Belgrad spinnen, wo ein 
geschickter skrupelloser Politiker waltet, Pašić, der vieles initiiert und materielle Mittel im 
Auslande aufwendet“.93 Aehrenthal schlug im Juni 1908 einheitliche Maßnahmen in 
der gesamten Monarchie gegen die serbische Propaganda vor.94

Burián beantwortete seinen Vorschlag zustimmend: „In ihrer systematisch einge-
leiteten und einer weiteren Ausgestaltung entgegengehenden Aktion der bosnisch-herzego-
winischen Landesverwaltung gegen die serbische Wühlarbeit in der Presse ist die Anregung 

88	 B. SUTTER, Gołuchowskis Versuche einer Alternativpolitik zum Zweibund, in: H. RUMPLER — 
J. P. NIEDERKORN (Hrsg.), Der „Zweibund“ 1879, Wien 1996, S. 189. Vgl. A. SKŘIVAN Sr., 
Österreich-Ungarn, die Großmächte und die Frage der Reformen in Makedonien Anfang des 
20. Jahrhunderts, in: M. WAKOUNIG (Hrsg.), Nation, Nationalitäten und Nationalismus im 
östlichen Europa: Festschrift für Arnold Suppan zum 65. Geburtstag, Wien 2010, S. 517–532.

89	 Dabei hatte Aehrenthal „zur Stärkung der Stellung der Monarchie auf dem Balkan und ange-
sichts der sich langsam, aber unübersehbar vollziehenden englisch-russischen Annäherung ein 
Projekt zur wirtschaftlichen Expansion nach dem Südosten hin in Angriff genommen.“ I. F. PAN-
TENBURG, Im Schatten des Zweibundes: Probleme österreichisch-ungarischer Bündnispolitik 
1897–1908, Wien 1996, S. 428.

90	 Bemerkungen. Für die russische Außenpolitik unter Izwolski nach wie vor wesentlich: 
M.  D.  MCDONALD, A.  P.  Izvolsʼkij and Russian Foreign Policy under United Government 
1906–10, in: R. B. MCKEAN (Ed.), New Perspectives in Modern Russian History, New York 
1992, S. 174–202.

91	 Bemerkungen.
92	 A. SCHMIED-KOWARZIK (Hrsg.), Die Protokolle des gemeinsamen Ministerrates der Österrei-

chisch- Ungarischen Monarchie, 1908–1914, Budapest 2011, S. 149.
93	 Ebenda, S. 151.
94	 Abschrift einer streng vertraulichen Note an den k.k. Ministerpräsidenten Freiherr von 

Beck und an den kgl. ung. Ministerpräsidenten Dr. Alexander Wekerle, de dato Wien, 
24 Juni 1908, Nr. 958 und Nr. 959. HHStA, Pressleitung, Kt.186, Nr. 383/5-1909.
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Eurer Exzellenz zu einem kombinierten, parallelen Vorgehen in allen beteiligten Verwal-
tungsgebieten der Monarchie hochwillkommen und wertvoll.“95 Er befürchtete unan-
nehmbare Situation in Bosnien-Herzegowina, dass das Schlagwort von der südsla-
wischen Solidarität durch gegnerischen Presse leicht verbreitete. Der gemeinsame 
Finanzminister vertrat die Notwendigkeit von Gegenplan. Trotzdem war seine Sorge 
für die prekäre Stellung der Donaumonarchie gegen den südslawischen Nationalis-
mus zutreffend: „Auf dem Boden der blossen Negation eines jeden Gruppierungsgedankens 
werden sich journalistische Gegenwirkungen gegen die schlau variierten serbischen Lockun-
gen kaum erzielen lassen. [...] aber andererseits wäre es schwierig, mit blossen allgemeinpo-
litischen oder volkswohlfahrtlichen Effekten und ohne auch die nationale Saite anklingen zu 
lassen, das Auslangen zu finden, wenn es sich darum handelt, der zu bekämpfenden Presse 
ihr Leserpublikum wegzunehmen.“96 Man könnte sagen, dass diese Darstellung den 
heiklen Charakter der Habsburger Politik gegen die Serben reflektiert.

BESPRECHUNG DER GEMEINSAMEN MINISTERRÄTE 
NACH DER JUNGTÜRKENREVOLUTION

Wie schon erwähnte, stimmte Aehrenthal dem buriánische Konzept nach der Jung-
türkenrevolution zu. Am 5 August 1908 sprach Burián mit Aehrenthal über die Si-
tuation von Bosnien-Herzegowina, „bei welcher sich die vollste Übereinstimmung unse-
rer Anschauungen uber das Gebot der Lage ergab.“ Wie Burián aufzeichnete: „Von diesem 
Tage an begann das eifrige Zusammenarbeiten von Aehrenthal und mir, um das Werk zu 
vollenden, welches bestimmt war, Bosnien-Herzegowina endgültig hinausführen aus jeder 
Gemeinschaft mit Türkei und aus der Gefahr, den serbischen Eroberungsplanen zum Opfer 
zu fallen.“97

Am gemeinsamen Ministerrat vom 19. August 1908 vertrat Aehrenthal das Zu-
rückgeben der Okkupationsländer ans ottomanische Reich. Einerseits betonte er das 
prompte Entwerfen der Verfassung von Bosnien-Herzegowina mit Rücksicht auf die 
Einführung einer Konstitution in der Türkei, „während anderseits die Schaffung einer 
Provinzialverfassung in Bosnien und der Herzegowina ohne gleichzeitige Annexion dieser 
Provinzen nicht denkbar sei“.98 Er schritt nach der Zustimmung Franz Josephs zur de-
finitiven Annexion.

An demselben Ministerrat machte Burián auf die üble Lage in Bosnien-Herzego-
wina aufmerksam. Er war von der Unentbehrlichkeit der Annexion mehr überzeugt 
als im April 1908. Der gemeinsame Finanzminister sagte, dass „ein Programm für die 
Errichtung von Vertretungskörpern“ schon fertig war. Was diese Vertretungskörper 
anbelangt: „1. Bezirksausschüsse, 2. Kreisvertretungen, und 3. ein Provinziallandtag nach 

95	 Abschrift einer streng vertraulichen Note des k.u.k. gemeinsamen Finanzministers Frei-
herrn von Burián de dato Wien 30. Juni 1908, Nr. 968/Pr.B.H., an Freiherrn von Aehrent-
hal. HHStA, Pressleitung, Kt.186, Nr. ad. 383/5-1909.

96	 Ebenda.
97	 BURIÁN, Drei Jahre, S. 222–223.
98	 KOWARZIK, S. 181–182. 
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Art und mit dem ungefähren Kompetenzkreise der österreichischen Landtage.“99 Burián 
bezweckte der Intervention des türkischen Parlamentes zu zuvorkommen. Für Bu-
rián war die Tätigkeit des türkischen Parlaments bedenklicher, denn „die erste Tat 
dieses Parlamentes eine Deklaration bezüglich der Integrität des türkischen Reiches sowie 
das Verlangen sein werde, daß das Okkupationsmandat der Monarchie von den Mächten 
als erloschen erklärt werde, und zwar werde dieses Verlangen mit der Motivierung gestellt 
werden, daß die Monarchie entweder ihre Mission in jenen Provinzen erfüllt habe und sich 
daher nunmehr aus denselben zurückziehen müsse, oder daß sie die übernommene Mission 
nicht zu erfüllen imstande gewesen sei, und daß in diesem Falle keine raison d ê̓tre mehr für 
ihr weiteres Verbleiben dortselbst vorhanden sei.“ Burián meinte, dass die Annexion für 
eine Einführung eines Provinziallandtages unbedingt notwendig sei.100

Burián legte auch die Unzufriedenheit der Mohammedaner und Serben in die-
sen Provinzen dar. Er informierte am gemeinsamen Ministerrat vom 10. September 
1908 über die angeregte und erwartungsvolle Stimmung in Bosnien-Herzegowina. 
Der serbisch-radikale Ausschuss ersuchte den gemeinsamen Finanzminister um die 
Einführung einer Verfassung und die Fortdauer der bestehenden Lage.101 Weil es Mo-
hammedanern und Serben „an den nötigen Mitteln und auch an dem erforderlichen Mute“ 
fehlte, befürchtete Burián keine Protestaktion bei der Proklamierung der Annexion. 
Er sprach von der Notwendigkeit des politischen Rechtes gegen serbische Umtrie-
be.102 Mit anderen Worten, der gemeinsame Finanzminister hatte die Stabilität des 
staatsrechtlichen Standes Bosnien-Herzegowinas im Blick. Trotzdem hatte seine 
Vorhabe keinen Erfolg. 

Für diese Ministerräte war die staatsrechtliche Stellung der Annexionsprovinzen 
problematischer als die Einwirkungen der Annexion auf die außenpolitische Ebene. 
Das heißt, das Problem war das Annexionsgesetz. Gemäß Artikel 5 des bosnischen 
Verwaltungsgesetzes musste die rechtliche Annexion von den österreichischen und 
ungarischen Parlamenten anerkannt werden. Weil der ungarische Ministerpräsident 
Wekerle auf den historischen Rechtstitel der St. Stefanskrone auf Bosnien-Herzego-
wina Anspruch machte, verrannte die Diskussion in den Ministerräten in eine Sack-
gasse. Wekerle schickte bereits ein Memorandum zu Aehrenthal, in dem das König-
reich Ungarn einmal diese Länder beherrschte und er die strikte Ablehnung gegen 
eine neue Schaffung der gemeinsamen Angelegenheit behauptete.103 Dagegen meinte 
Aehrenthal, dass der ungarische Rechtstitel von diesen Länder bei der Okkupation im 

99	 Ebenda, S. 191.
100	 Ebenda.
101	 K. KASER, Orthodoxe Konfession und serbische Nation in Bosnien und der Herzegovina im Über-

gang von der türkischen zur österreichisch-ungarischen Herrschaft, in: Südostdeutsches Archiv, 
Bd. 26/27, 1983/84, S. 114–124, esp. 122. Ferenc Kossuth, der Vertreter der ungarischen Un-
abhängigkeitspartei war, sprach zu Aehrenthal, dass die bosnisch-herzegowinische An-
nexion aufgrund des Rechtes der ungarischen Krone machen sollte. I. DIÓSZEGI, Hunga-
rians in the Ballhausplatz: Studies on the Austro-Hungarian Common Foreign Policy, Budapest 
1983, S. 287.

102	 KOWARZIK, S. 195–197.
103	 S. WEKERLE, Zum ungarischen Rechtsanspruch auf Bosnien-Herzegowina, in: S.  WANK 

(Hrsg.), Aus dem Nachlass Aehrenthal: Briefe und Dokumente zur österreichisch-ungarischen In-
nen- und Aussenpolitik 1885–1912, Teil. 2, Graz 1994, Nr. 453.
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Jahre 1878 zu verschwinden. habe Der österreichische Ministerpräsident Beck setzte 
auch der Behauptung Wekerles Widerstand gegen.104 Das Hauptmerkmal des aeh-
renthalischen Entwurfs war die Aufrechterhaltung der gegenwärtigen Herrschafts-
struktur in Bosnien-Herzegowina und die Ausdehnung der Habsburger Erbfolge.105 

Der Ministerrat am 10. September 1908 konnte die Kluft bezüglich des bos-
nisch-herzegowinischen Status nicht überbrücken. Der Entwurf der ungarischen 
Annexionsgesetze wies weitgehende Abweichung von den österreichischen Gesetzen 
auf. Als Beispiel sei hier Artikel 1 des ungarischen Entwurfs zitiert: „Nachdem Bosnien 
und die Herzegowina — mit Ausnahme des Sandschaks Novipazar — kraft des Rechtes der 
heiligen ungarischen Krone an die Länder dieser Krone wieder angeschlossen worden sind, 
wird die erfolgte Tatsache dieses neuerlichen Anschlusses unter die Gesetze des Landes in-
artikuliert“. Die ungarische Seite brachte die Gesetzesartikel I, II und III vom Jahre 
1722/23, sogenannte Pragmatische Sanktion, als rechtliche Begründung (Artikel. 2) 
zur Sprache. Obwohl der ungarische Entwurf keine sofortige und einseitige Umge-
staltung der Reichslandesverwaltung beabsichtigte (Artikel. 3),106 entdecken wir das 
ungarische Verlangen nach Bosnien-Herzegowina im Motivenbericht des Annexi-
onsgesetzes: „Der §2 des Entwurfes setzt die Thronfolgeordnung in den okkupierten Provin-
zen in Kraft. Das ist auch Folge der im §5 des Gesetzartikels II: 1723107 enthaltenen Verfugung, 
nach der die Thronfolgerung nicht nur für Ungarn und seine partes adnexae, sondern auch 
für die wiederzuerwerbenden Provinzen Geltung hat, so daß bei der Herstellung des ständi-
gen Bandes im Gesetze nur das Inkrafttreten dieses virtuellen Rechtes auszusprechen ist.“108

 Demgegenüber führte Beck den Artikel. 5 des bosnischen Verwaltungsgesetzes 
als richtigen Grund an: „Durch jene Vorschrift sollte auch Österreich die Möglichkeit ge-
boten werden, in Ansehung Bosniens und der Herzegowina seine Rechte und Interessen ge-
rade im Hinblicke auf die durch die dualistische Verfassung geschaffene Lage meritorisch 
wirksam zur Geltung zu bringen. Diese Anordnung hatte gar keinen Sinn, wenn im Falle 
einer dauernden Erwerbung des Okkupationsgebietes dieses den Ländern der heiligen un-
garischen Krone schlechthin zu inkorporieren wäre.“109 Daneben wies Beck darauf hin, 
dass Österreich und Ungarn die Souveränitätsrechte des Sultans hinsichtlich Bos-

104	 KOWARZIK, S. 185–187.
105	 Ebenda, S. 192.
106	 Ebenda, S. 198. Diószegi zeichnete auf, dass Zustimmung Wekerles zu der Annexion ei-

nen Wunsch nach der Inkorporation des neuen Territoriums reflektierte. I. DIÓSZEGI, The 
Independence Opposition and the Monarchyʼs Foreign Policy 1900–1914, Budapest 1975, S. 20; 
DIÓSZEGI, Hungarians in the Ballhausplatz, S. 287–288.

107	 Der Text ist folgenderweise: „im Falle des Aussterbens der männlichen Linie Sr. geheiligten 
k. u. k. Majestät (was Gott gnädig verhüten wolle) das erbliche Recht der Nachfolge, Regierung 
und Herrschaft in dem Reihe und der Krone von Ungarn und den dazu gehörigen Teilen, Provin-
zen und Reichen, die bereits mit Gottes Beistand wieder gewonnen werden sollen (recuperanda), 
auch auf das weibliche Geschlecht des Durchlauchtigsten Hauses Österreich und zwar zunächst 
auf die Nachkommen Sr. hochbesagten jetzt regierenden geheiligten k. u. k. Majestät.“ BERNAT-
ZIK (Hrsg.), Die österreichischen Verfassungsgesetze, S. 28.

108	 Materialien zu der Regierungsvorlage, betreffend die Erstreckung der Souveränitätsrech-
te Seiner Majestät sowie der Bestimmungen der pragmatischen Sanktion auf Bosnien und 
die Hercegovina, S. 3. HHStA, P. A. I, Kt. 485.

109	 KOWARZIK, S. 200–201.
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nien-Herzegowinas in der Konvention am 21 April 1879 anerkannten. Der Entwurf 
des österreichischen Annexionsgesetzes basierte auf dem Entwurf Aehrenthals im 
Ganzen. Dessen Kernpunkt war die Fortsetzung des gegenwärtigen Regimes, die Aus-
dehnung der Pragmatischen Sanktion, und Vereinheitlichkeit des Annexionsgeset-
zes zwischen Österreich und Ungarn. Beck versicherte bestimmte, dass ein Gesetz-
entwurf des ungarischen Annexionsgesetzes durch den österreichischen Reichsrat 
unbedingt abzulehnen sei.110 Aus seinem Wort kann man eine antiungarische Strö-
mung im österreichischen Parlament erblicken.111

Schließlich holte Aehrenthal und Burián die Einwilligung der anderen Minister 
über die Annexion, jedoch ihre Projekt über Annexionsgesetz ganz gescheitert. Die 
Pragmatische Sanktion war in Bosnien-Herzegowina nicht erteilen.112 Die Haltung 
Wekerles verursachte hauptsächlich die mißlungene Annexion. Seine Verlegenheit 
schlug sich in dem Vortrag vor Kaiser Franz Joseph nieder, dass er sich in einem Di-
lemma zwischen Notwendigkeit eines Einverständnisses mit Österreich und Wun-
sche nach Bosnien-Herzegowina in Ungarn befände.113 Um ein Beispiel anzuführen, 
verweise ich auf eine Bemerkung von Ákos von Timons, der Ministerialrat und Pro-
fessor an der Budapester Universität war. Er betonte aus der Sicht der historischen 
Begründung, dass „Bosnien und die Herzegovina einst unter die Obrigkeit der ungarischen 
Heiligen Krone gehörte und daß demzufolge die Heilige Krone auf diese Gebiete seit Béla II. 
ein unverjährbares historisches Recht besitzt“.114 Der Rechtsstreit über Neuterritorium 
dauerte auch danach fort. Der ungarische Einwand stießen in Österreich auf schar-
fen Widerspruch.115

Wir kommen hier wieder zum Burián zurück. Man kann kein Wort des gemein-
samen Finanzministers über das Annexionsgesetz in den gemeinsamen Ministerrä-

110	 Ebenda, S. 202–203. 
111	 L. HÖBELT, „Parteien und Fraktionen im cisleithanischen Reichsrat“, in: Habsburgermon-

archie, Bd. 7-1, S. 981. Was die Reaktion des österreichischen Parlamentes gegen die Anne-
xion anbelangt: A. IVANIŠEVIĆ, Die Haltung der südslawischen, polnischen und ukrainischen 
Reichsratsabgeordneten zur Annexion Bosniens und der Hercegovina durch Österreich-Ungarn im 
Jahre 1908, in: W. LEITSCH (Hrsg.), Polen im alten Österreich, Wien 1993, S. 33–55; J. AN-
GELOW, Kalkül und Prestige: der Zweibund am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Köln 2000, 
S. 202–212.

112	 Die Pragmatische Sanktion war auch in Venedig, Dalmatien, Salzburg, Galizien, Bukowi-
na nicht mehr erfolgt. E. MATSCH, Geschichte des Auswärtigen Dienstes von Österreich(-Un-
garn), 1720–1920, Wien 1980, S. 15.

113	 Uebersetzung des alleruntertänigsten Vortrages der treugehorsamsten kgl. ungar. Minis-
terpräsidenten Dr. Alexander Wekerle Budapest, 6. Oktober 1908, betreffend den Gesetz-
entwurf in Angelegenheit der Erstrekkung (sic!) der Rechte der Souveränität Seiner Ma-
jestät auf Bosnien und die Herzegowina. HHStA, P.A.I, Kt. 636. CdM, VIII / C-7.

114	 Á. von TIMON, Die Annexion und das Recht der Heiligen Krone, in: Pester Lloyd, 11, 10, 1908, 
S. 2–3.

115	 Bernatzik und Steinbach kritisierten ungarische Forderung als unbegrundet. BERNATZIK 
(Hrsg.), Die österreichischen Verfassungsgesetze, S. 1032–1033; G. STEINBACH, Die bosnische 
Verfassung, in: Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart, Bd. 4, 1911, S. 482–483. 
Weiter siehe: H. von FERNECK, Ueber die Ansprüche Ungarns auf Bosnien und die Her-
zegowina. HHStA, P. A. I, Kt. 636, CdM VIIIc/7.
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ten ausfindig machen. Ich deutete nur knapp seine optimistische Absicht über diese 
Verhandlung an.116 Vielmehr legte Burián größeren Wert auf das politische Recht, 
genauer gesagt, auf eine Teilnahme an den allgemeinen Interessen der Monarchie 
durch die Bevölkerung der Okkupationsländer. Der gemeinsame Finanzminister 
brachte einen Antrag ein, dass das vollständige Bürgerrecht der bosnisch-herzegowi-
nischen Bevölkerung zu verleihen sei und die dortigen Einwohner an den Delegatio-
nen teilzunehmen hätte. Seine Absicht ist jedoch gescheitert, denn Beck und Wekerle 
beharrten abgesehen von der Errichtung des Landtages auf der Fortsetzung des alten 
Regimes.117 Burián schrieb die Schlussfolgerung dieses Verlaufs am Vorabend der An-
nexion: „Die staatsrechtlichen Fragen, welche die Einfügung Bosnien-Herzegowinas in die 
Monarchie aufwarf, konnten noch nicht entschieden werden. Man mußte sich also darauf 
beschränken, die Souveränität des Herrschers auf die okkupierten Provinzen zu erstrecken, 
und die Regelung ihrer staatsrechtlichen Stellung auf eine spätere Zeit verschieben.“118 Er 
beschäftigte sich danach mit der bosnisch-herzegowinischen Verfassung.119 Wie Bu-
rián richtig bemerkte, hat „die bosnisch-herzegowinische Frage mit der Erstreckung der 
Souveränität nicht aufgehört […], aktuell zu sein“.120

FAZIT

Die Habsburger Herrschaft über Bosnien-Herzegowina gegründet nur auf einer Ok-
kupation ohne territorialen Souveränität. Bis zum Jahren 1908 gab es Möglichkeit, 
dass die Okkupationsländer zum osmanischen Reich zurück wären. Ferner konn-
ten die Führungsschicht in Wien und Budapest die serbische Aspiration nach Bos-
nien-Herzegowina nicht ignorieren. Außerdem hatte der staatsrechtliche Status 
unter dem Dualismus einen provisorischen Charakter, deshalb sollte er bei der An-
nexion geregelt werden. Infolge dieser ungünstigen Bedingungen halte Burián „un-
sere [Habsburger] Mission als Okkupanten für ausgeschlossen zu erklären und die endgül-
tige Regelung der Frage im Sinne der Annexion selbst auf ’s Tapet zu bringen“.121

Burián behandelte diese Faktoren in seiner Denkschriften. Er sollte Rücksicht auf 
die dortige Multi-Konfessionalität und Nationalität bei der Administration nehmen. 
Seine Befürchtung gegenüber Serbien war ein Hinweis auf die Bedenklichkeit der 
südslawischen Frage. Die drückende Politik der Okkupationsmacht vergrösserte die 
Unzufriedenheit auf Seite der Serben. Burián versuchte die bosnisch-herzegowi-
nischen Serben durch liberalistische Politik zu versöhnen. Doch ganz im Gegenteil 
steigerte sich die serbische Empörung und Unzufriedenheit und die Einwirkung 
von Serbien auf Bosnien-Herzegowina. Burián war sich bewusst, dass Widerstand 
und Verwirrung gegen die Annexion „eine Achillesferse Oesterreich- Ungarns“ 

116	 Privatschreiben Buriáns am 22. September 1908. HHStA, P. A. I, Kt.. 485.
117	 KOWARZIK, S. 209.
118	 BURIÁN, Drei Jahre, S. 223.
119	 Vgl. D. JUZBAŠIĆ, Die Annexion von Bosnien-Herzegowina und die Probleme bei der Erlassung 

des Landesstatutes, in: Southeast-Studies, Bd. 68, 2009, S. 247–297.
120	 BURIÁN, Drei Jahre, S. 223.
121	 Denkschrift I.
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darstellen.122 Wie Džaja schreibt, waren die Reaktionen auf die Annexion im Reichs-
land geteilt: „Entrüstung bei Serben, Enttäuschung bei Muslimen, Hoffnung (auf Vereini-
gung mit Kroatien) bei Kroaten.“123 Nebenbei bemerkt wurde die buriánische Politik 
gegen Serben besonders aus dem Kreis des Militär kritisiert. Conrad von Hötzendorf, 
der Chef des Generalstabs war, sah das Ergebnis der buriánischen Richtung voraus, 
als die „den Bock zum Gärtner machen“124 würde. Dies führte in späteren Jahren zum 
Rücktritt Buriáns als gemeinsamer Finanzminister.125

Wir sollten die buriánische Bedeutung auf den Prozess nicht überschätzen. Er 
hatte den beschränkten Spielraum auf Entscheidungsprozess des dualistischen 
Systems. Burián konnte den Dissens über das Annexionsgesetz nicht ausgleichen. 
Nachdem die Einverleibung der Okkupationsländer sehr mühsam war, konnte der 
gemeinsame Finanzminister das Problem bis zur Annexion nicht lösen. Es soll je-
doch hinzugefügt werden, dass Burián Aehrenthals Initiative zur Annexion schon 
vorweggenommen hat und er den bosnisch-herzegowinischen Vertretungskörper 
ausführlich plante. Die Denkschriften bieten die Gelegenheiten zur Erörterung der 
Annexion und beschleunigten die Jüngtürkenrevolution. Meiner Meinung nach ist 
die Bemerkung Buriáns korrekt: „Ich war der Columbus der Annexion, Aehrenthal deren 
Amerigo Vespucci.“126
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ANNEXATION OF BOSNIA AND HERZEGOVINA AND ISTVÁN BURIÁN
ABSTRACT
The Habsburg Empire was approved of temporary occupy Bosnia-Herzegovina on the Berliner Con-
ference. Accordingly to the Article 25 of the Berliner Treaty and the agreement between Vienna and 
Istanbul on April 1879, Bosnia-Herzegovina was still under sovereignty of the Ottoman Empire. The 
Habsburgs executives maintained this provisional status in both provinces until 1908. Furthermore, 
Bosnia-Herzegovina was a common administrative district (in German, Reichsland) between Aus-
tria and Hungary. The Habsburg Empire finally declared the annexation of Bosnia-Herzegovina on 
6 October 1908. Alois Lexa Aehrenthal, Common Foreign Minister of the Habsburg Empire, become 
the focus of researcher for this theme. But I point out that it was István Burián, the Common Finance 
Minister of the Habsburg Empire (1903–1912), who proposed the annexation of Bosnia-Herzegovina 
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for the first time. Burián presented memoranda proposing the annexation to Emperor Franz Jo-
seph in May 1907 and April 1908. But the revolution of the Young Turks was a decisive opportunity 
to annexation. Therefore we should not overestimate Burián’s role in the annexation attempt. But 
his memoranda not only stimulated leading circles of the Habsburg Empire to consider annexation 
but also helped matters develop more smoothly in Vienna after the revolution of the Young Turks. 
As Burián himself later wrote, we should regard him as the true proponent of annexation. However 
the analysis about an annexation law, that was founded on the Habsburg’s succession law (in Ger-
man, Pragmatische Sanktion), proves that the decision-making process for imperial affairs through 
the common cabinet and the minister conference was very complicated and lacked a coordinating 
function. A full account of annexation reveals the pluralistic and inefficient policymaking of the 
Habsburg Empire under dual system.
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